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Von Helmut Kollmar

In den zurückliegenden Wochen tauchte in den Medien und in der 
Öffentlichkeit, aber auch im politischen Raum immer wieder das 
Stichwort „Volkszählung – Registergestützter Zensus“ auf. Anlass für 
die Diskussionen gaben neben den Auswirkungen des demogra-

phischen Wandels und den verstärkten Bemühungen um die Integration der ausländischen 
Bevölkerung auch Fragen nach der Höhe nationaler und europäischer Fördermittel, die 
sich u. a. nach Bevölkerungszahlen richten. Der folgende Beitrag liefert einige Grund-
informationen zum besseren Verständnis des sehr komplexen Themenbereichs.

Stichwort: Volkszählung – Registergestützter Zensus

Notwendigkeit von Zensusdaten

Volkszählungen und andere Zensusformen 

haben national wie international die Funk-

tion, in regelmäßigen Abständen eine 

umfassende Bestandsaufnahme von Be-

völkerung und Gesellschaft vorzunehmen. 

Sie liefern Basisdaten über die Bevölkerung, 

Erwerbstätigkeit und Wohnsituation in tiefer

regionaler Gliederung. Ihre Ergebnisse sind

unmittelbar oder mittelbar Grundlage für 

politische Planungsprozesse verschiedens-

ter Art sowie für das statistische Gesamt-

system, z. B. als Fortschreibungs- und 

Auswahlgrundlage. Die Ermittlung einer 

korrekten Bevölkerungszahl, die in Deutsch-

land, aber auch auf supranationaler Ebene 

als Bemessungsgrundlage und Abgren-

zungskriterium vielfältige Verwendung fin-

det, ist eine der zentralen Aufgaben eines 

Zensus.

Die Wanderungsbewegungen und die ge-

sellschaftlichen Veränderungen seit Beginn 

der 1990er-Jahre haben die Zusammen-

setzung der Bevölkerung deutlich verändert 

und machen aktuelle Daten erforderlich. Das 

gilt vor allem auch, wenn die Lebensverhält-

nisse der Bürgerinnen und Bürger nicht als 

unabänderlich anzusehen sind, sondern 

steuernd in deren Entwicklung eingegrif-

fen werden soll. Deshalb ist es umso gra-

vierender, dass eine solche grundlegende 

Bestandsaufnahme in den alten Bundes-

ländern inzwischen 18 Jahre, in den neuen 

Bundesländern gar 24 Jahre zurückliegt.

Herkömmliche Volkszählung

Die bisher in Deutschland ausschließlich 

oder überwiegend genutzte Form einer um-
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fassenden Bestandsaufnahme der Bevölke-

rung war die traditionelle Volkszählung. Sie 

setzt beim einzelnen Bürger an und erfragt 

dort alle notwendigen Daten über 

− Wohnverhältnisse,

− Haushalts- und Familienzusammenhänge,

− Lebensverhältnisse, wie Bildung, Erwerbs-

beteiligung, Unterhaltsquellen.

Im Ergebnis bilden diese Daten ein in sich 

geschlossenes System, mit dem ein zusam-

menhängendes Datenspektrum über Woh-

nungen, Haushalte und Personen flächen-

deckend und in kleinräumiger Gliederung 

(sogar unterhalb der Gemeindeebene, z. B. 

für Stadtteile) für Auswertungszwecke zur 

Verfügung steht.

Diese bisher in Deutschland übliche Befra-

gung aller Gebäude- und Wohnungseigen-

tümer, Haushalte und Personen erfordert 

den Aufbau einer großen Erhebungsorga-

nisation bei den Kommunen und den 

statistischen Ämtern und bringt eine sehr 

lange Bearbeitungszeit mit sich. Damit ver-

bunden waren beträchtliche Kosten für die 

Durchführung, aber auch für eine Öffent-

lichkeitsarbeit, die Bürgerinnen und Bürger 

für eine Mitarbeit gewinnen musste. Nach 

Schätzungen soll die Zählung 1987, die nur 

in den alten Bundesländern durchgeführt 

wurde, 1 Mrd. DM gekostet haben. Eine 

erneute Zählung alter Art, jetzt in Gesamt-

deutschland, könnte nach überschlägigen 

Berechnungen über 1 Mrd. Euro kosten.

Registergestützter Zensus als 

Alternativmodell

Unter Kostengesichtspunkten, aber auch 

im Hinblick auf eine Entlastung der Bevöl-
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kerung begannen in den 1990er-Jahren 

Statistikexperten aus Bund und Ländern 

ein Alternativkonzept zu entwickeln, bei 

dem so weit wie möglich auf vorhandene 

Verwaltungsregister zurückgegriffen wer-

den sollte. Das Modell erhielt den Namen 

„Registergestützter Zensus“.

Grundlage eines registergestützten Zen-

sus ist die kombinierte Nutzung vorhande-

ner Register zur direkten Gewinnung von 

Daten oder mindestens zur Unterstützung 

von Erhebungen. Die in Frage kommenden 

Register gehen im Einzelnen aus dem oben 

stehenden Textkasten hervor.

In der amtlichen Statistik Deutschlands ist 

die Zusammenfassung von Daten unter-

schiedlicher Register eine bisher nicht 

praktizierte Zensusmethode. Erschwert 

wird dieses Verfahren dadurch, dass der-

Entwicklung 
neuer

 Zensusformen
 notwendig

Hoher Aufwand 
für traditionelle 
Volkszählung

Nutzbare Register im Rahmen eines Zensus:

− Melderegister für demographische Grunddaten der 
Bevölkerung.

− Grundsteuerdateien, Dateien der Finanzbehörden, von 
Gebäudebrandschutzversicherungen sowie von Ver-
sorgungs- und Entsorgungsbetrieben zur Ermittlung der 
Anschriften aller Gebäude- und Wohnungseigentümer. 
(Wegen des Fehlens von Gebäude- und Wohnungs-
registern müssen die gewünschten Daten durch eine 
− postalische − Befragung bei Gebäude- und Woh-
nungseigentümern erhoben werden.)

− Dateien der Bundesagentur für Arbeit über sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigte, Arbeitslose und in 
Fortbildungsmaßnahmen befindliche Personen.

− Dateien der im öffentlichen Dienst beschäftigten Be-
amtinnen und Beamten.

Info
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1) Zu Inhalt und Methoden des Zensustests siehe Kollmar, Helmut: Der Zensus-
test, in: Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz, Heft 1/2002, S. 8–12.

zeit in der Bundesrepublik – im Gegensatz 

zu anderen Staaten – keine Identifikatoren, 

wie z. B. eine „Bürgernummer“, existieren, 

die eine Verknüpfung verschiedener Daten-

quellen erleichtern. 

In diesem Zusammenhang sind auch Ver-

fahren zu entwickeln, mit denen nicht unmit-

telbar aus Registern zu entnehmende Daten 

gewonnen werden können. Hierzu gehört 

die so genannte „Haushaltegenerierung“, 

ein Verfahren zur maschinellen Generierung 

von Haushaltszusammenhängen durch die 

kombinierte Nutzung von Melderegister-

daten und der in einer Gebäude- und Woh-

nungszählung primär erhobenen Daten.

Ein solcher Methodenwechsel muss zwin-

gend durch 

− eingehende Verfahrenstests,

− eine Prüfung der Qualität der relevanten 

Register und 

− eine Prüfung der Validität der aus den 

verschiedenen Quellen zu gewinnenden 

Daten 

vorbereitet werden. Mit dem Zensusvorbe-

reitungsgesetz vom 27. Juli 2001 (BGBl. I 

S. 1882) beauftragte deshalb der Gesetz-

geber die statistischen Ämter des Bundes 

und der Länder mit entsprechenden Test-

erhebungen zur Vorbereitung eines regis-

tergestützten Zensus (Zensustest).1)

Mit dem Zensustest sollten im Wesentlichen 

über folgende Sachverhalte zuverlässige 

Erkenntnisse erlangt werden: 

− Qualität der Melderegister im Hinblick 

auf Über- und Untererfassungen der Ein-

wohner. 

− Wirkungsgrad von Verfahren zur statis-

tischen Bereinigung der Melderegister 

um Mehrfachfälle, Über- und Untererfas-

sungen. 

− Unterschiede in den Ergebnissen zwi-

schen einer postalischen Erhebung der 

Wohnungsdaten bei den Gebäude-/

Wohnungseigentümern (GWZ) und deren 

Erhebung durch eine direkte Befragung 

der Haushalte (Wohnungsnutzer) über 

Erhebungsbeauftragte. 

− Die Möglichkeiten der Weiterentwicklung 

des Verfahrens zur Haushaltegenerie-

rung und Prüfung der Zuverlässigkeit 

dieses Verfahrens. 

− Nutzungsmöglichkeiten und Qualität der 

Register der Bundesagentur für Arbeit. 

Ergebnis des Zensustests

Zentrales Ergebnis des in den Jahren 2001/02 

durchgeführten Zensustests war, dass ein 

registergestützter Zensus in Deutschland 

grundsätzlich machbar ist und sich die im 

Zensustestgesetz vorgesehenen statisti-

schen Methoden und Verfahren weitgehend 

als geeignet erwiesen haben.

Die festgestellten Fehlerquoten der Melde-

register sind stark von der Organisation 

der Meldeverfahren in den einzelnen Bun-

desländern, aber besonders auch von 

der Gemeindegröße abhängig. Nach Ein-

schätzung der statistischen Ämter bedarf 

es deshalb in größeren Gemeinden einer 

zusätzlichen Qualitätsprüfung und Berei-

nigung der zu verwendenden Register-

daten. Hierfür werden Primärerhebungen 

in Form von Stichproben als ausreichend 

angesehen.

Register-
gestützter
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 grundsätzlich 

möglich 

Neue 
Erhebungs-
verfahren 
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Im Ergebnis kann ein registergestützter 

Zensus flächendeckend bis zur Gemein-

deebene (teilweise auch darunter) folgende 

Daten ermitteln:

− Bevölkerungszahlen,

− Eckdaten zur Bevölkerungsstruktur 

(Geschlecht, Alter, Familienstand, Staats-

angehörigkeit sowie Familien- und Haus-

haltszusammenhänge),

− Angaben über Gebäude und Wohnungen 

einschließlich deren Größe und Ausstat-

tung,

− Daten über die Erwerbstätigkeit der Be-

amten und sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten sowie über Arbeitslose.

Ein nur auf Register gestützter Zensus lie-

fert damit nicht vollständig die bisherigen 

Ergebnisse einer klassischen Volkszählung. 

Angaben über Selbständige, Pendler, Bil-

dungsstand und Quellen des Lebensunter-

halts der Bevölkerung fehlen beispielsweise. 

Zu deren Ermittlung bedürfte es ergän-

zender Primärerhebungen beim Bürger. 

Diese könnten – bei einer Beschränkung 

auf Stichprobenbefragungen – mit den be-

reits zur Qualitätsprüfung und Bereinigung 

der benutzten Register durchzuführenden 

Erhebungen (Registerkontrollen) zusam-

mengefasst werden. Dabei werden die 

Stichprobenumfänge – und damit die ent-

stehenden Kosten – entscheidend durch die 

regionale Nachweistiefe bestimmt, die auf 

der einen Seite für die Ergebnisse der Re-

gisterkontrollen und auf der anderen Seite 

für die zusätzlichen Daten gewünscht wird. 

In Abhängigkeit davon könnten für Deutsch-

land die Kosten eines registergestützten 

Zensus zwischen rund 300 und 500 Mill. 

Euro liegen.

Offene Fragen bei der Bewertung des 

Alternativmodells

Die Entscheidung für eine konkrete Varian-

te einer ergänzenden Stichprobenerhebung 

wird durch die sehr unterschiedlichen Ver-

waltungsstrukturen und Gemeindegrößen 

in den einzelnen Bundesländern deutlich 

erschwert. So bedeutet beispielsweise die 

Wahl einer Erhebungsvariante, bei der sich 

aus Kostengründen die Registerkontrollen 

und die Gewinnung zusätzlicher Informati-

onen auf größere Gemeinden (z. B. mit 10 000 

und mehr Einwohnern) beschränken, dass 

kleinräumig strukturierten Flächenländern 

wie Rheinland-Pfalz – mit mehr als 2 300 

zumeist kleineren Gemeinden – im Ergebnis 

überwiegend nur die aus den Registern und 

aus der postalischen Befragung der Gebäu-

de- und Wohnungsinhaber stammenden 

Grunddaten zur Verfügung stünden. Aus 

den durch Stichprobenerhebungen gewon-

nenen zusätzlichen Daten könnten nicht ein-

mal auf der Ebene von Verbandsgemeinden 

flächendeckend Ergebnisse erstellt werden. 

Bei Großstädten, wie z. B. Berlin, würden 

die notwendigen Daten zur Korrektur der 

aus Registern stammenden Bevölkerungs-

zahlen fehlen, aber auch die fachlichen Er-

gänzungsdaten für Stadtbezirke, Gemein-

deteile oder andere Planungseinheiten.

Zur Fortführung der Vorbereitungsarbeiten 

für einen registergestützten Zensus und zur 

Optimierung der Kosten-Nutzen-Relation 

wurde von den statistischen Ämtern des 

Bundes und der Länder zwischenzeitlich 

ein Projekt eingerichtet, das die Schaffung 

der methodischen, organisatorischen und 

rechtlichen Grundlagen für einen register-

gestützten Zensus zum Gegenstand hat. 

Dazu sollen – auch unter Mitwirkung der 

Wissenschaft – Vorschläge für Verfahren 
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entwickelt werden, die eine Verbesserung 

der Ergebnisermittlung in tiefer regionaler 

Gliederung ermöglichen.

Zensus im Zeitraum 2010/11?

Den Empfehlungen der Vereinten Natio-

nen folgend, in etwa 10-jährigem Abstand 

Zählungen durchzuführen, hat auch die 

Europäische Union erste Überlegungen 

angestellt, im Zeitraum 2010/11 eine neue 

Zensusrunde in allen Mitgliedsstaaten an-

zustreben. Dabei soll die Form der Erhebung 

– in Frage kommen beispielsweise direkte 

Befragungen der Bürger, Nutzung vor-

handener Register, Kombinationsmodelle – 

den Einzelstaaten überlassen werden.

Zur Teilnahme Deutschlands an einer 

– wahrscheinlich also um 2010/11 stattfin-

denden – EU-weiten Zensusrunde sind vor-

bereitende Arbeiten erforderlich, die einer 

gesetzlichen Grundlage bedürfen. Daher ist 

als Teil des bereits erwähnten Projekts auch 

vorgesehen, bis spätestens Ende 2007 den 

Entwurf für ein so genanntes „Vorschalt-

gesetz“ zu erarbeiten.

Die Dringlichkeit, mit der die Verände-

rungen der letzten Jahrzehnte sowie der 

stattfindende demographische Wandel 

und dessen vielfältige Auswirkungen auf 

Staat, Gesellschaft und Wirtschaft erkannt, 

quantifiziert und bewältigt werden müssen, 

hat im politischen Raum und ebenso in Tei-

len der Öffentlichkeit die Erkenntnis wach-

sen lassen, dass auch die Bundesrepublik 

Deutschland auf aktuelle Daten angewiesen 

ist. Zudem haben die internationalen Anfor-

derungen hinsichtlich vergleichbarer Daten 

Beachtung gefunden. So ist u. a. im Koali-

tionsvertrag der neuen Bundesregierung die 

Beteiligung Deutschlands an einer EU-wei-

ten Zensusrunde vereinbart worden. Dabei 

wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, 

eine solche Erhebung mit möglichst geringer 

Belastung für die Bürger und kostengünstig 

durchzuführen. Dieser Forderung entspricht 

eher ein registergestützter Zensus als eine 

herkömmliche Volkszählung, auch wenn 

diese in einzelnen Stellungnahmen Befür-

worter findet.

Die amtliche Statistik wird unter den der-

zeitigen Gegebenheiten die begonnenen 

Arbeiten für einen zukünftigen registerge-

stützten Zensus intensiv fortsetzen und 

alle Maßnahmen unterstützen, die einer 

nachhaltigen Verbesserung der zur Ver-

wendung in einem Zensus vorgesehenen 

Register dienlich sind. Gleichzeitig ist es 

erforderlich, in der Politik und vor der 

Öffentlichkeit neben den Möglichkeiten 

auch die Grenzen eines registergestützten 

Zensus bewusst zu machen.
Notwendigkeit 
aktueller Daten 
wird zuneh-
mend erkannt 

Helmut Kollmar, Diplom-Volkswirt, 

leitet die Abteilung Gesellschaft, Be-

völkerung, Volkswirtschaftliche Ge-

samtrechnungen.
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